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§16

(1) Die Berechtigung kann entzogen werden, wenn der be­
rechtigte Hersteller die ihm obliegenden Pflichten in grober 
Weise verletzt, insbesondere wenn er

a) deswegen rechtskräftig wegen strafbarer Handlung ver­
urteilt wurde;

b) wiederholt gegen die im § 8 Abs. 1 genannten Rechts­
vorschriften verstößt;

c) wiederholt Mängel an den von ihm ausgeführten An­
lagen nicht innerhalb der vom Energieversorgungsbe­
trieb gesetzten angemessenen Frist beseitigt;

d) mit seiner Berechtigung Arbeiten deckt, die von Nicht­
berechtigten ausgeführt worden sind.

(2) Der zeitweilige Entzug kann für die Dauer von 3 Mo­
naten bis zu 3 Jahren ausgesprochen werden.

(3) Der dauernde Entzug darf gegenüber Betrieben nur dann 
ausgesprochen werden, wenn die Berechtigung bereits zwei­
mal zeitweilig entzogen worden war.

(4) Der Entzug kann auf einzelne Arbeiten an Energieanla­
gen oder auf einen verantwortlichen Fachmann beschränkt 
werden.

(5) Dem Entzug soll, wenn nicht ein Fall des Abs. 1 Buchst, a 
vorliegt, gegenüber Betrieben eine Verwarnung vorausgehen.

~ §17
(1) Gegen den Entzug der Berechtigung ist innerhalb einer 

Frist von 1 Monat nach Zugang der Entscheidung die Be­
schwerde zulässig. Sie ist beim Direktor des zuständigen 
Energieversorgungsbetriebes einzulegen und muß begründet 
sein.

(2) Die Beschwerde hat aufschiebende Wirkung, es sei denn, 
die Berechtigung wird wegen einer besonders groben Pflicht­
verletzung entzogen. Die Beschwerdewirkung ist in der Ent­
scheidung ausdrücklich zu nennen.

§18

(1) Der Direktor des Energieversorgungsbetriebes hat inner­
halb einer Frist von 2 Wochen nach Zugang der Beschwerde 
in vollem Umfange stattzugeben oder sie mit seiner Stel­
lungnahme an die WB Energieversorgung weiterzuleiten. 
Der Beschwerdeführer ist von der Abgabe zu unterrichten.

(2) Der Generaldirektor der WB Energieversorgung hat 
über die Beschwerde innerhalb einer Frist von 4 Wochen nach 
Zugang vom Energieversorgungsbetrieb zu entscheiden.

(3) Können die Fristen nicht eingehalten werden, ist dem 
Beschwerdeführer rechtzeitig ein begründeter Zwischenbe­
scheid zu geben und darin der voraussichtliche Entscheidungs­
termin zu nennen.

(4) Beschwerdeentscheidungen sind schriftlich zu begründen 
und dem Beschwerdeführer innerhalb der Entscheidungsfrist 
zuzustellen oder gegen Empfangsbestätigung auszuhändigen.

Kosten

(1) Die Erteilung und Änderung einer Berechtigung sowie 
die gemäß § 6 Abs. 1 abzulegende Prüfung sind kostenpflich­
tig.

(2) Die Höhe der Kosten wird durch Preiskarteiblatt des 
Preiskoordinierungsorgans festgesetzt.

§20
Delegation

(1) Im Bereich der Ministerien mit eigener technischer 
Überwachung werden Berechtigungen an die zum Bereich

gehörenden sonstigen Betriebe von den dafür bestimmten 
Stellen erteilt.

(2) Die von den Ministerien bestimmten Stellen haben die 
in dieser Anordnung den Energieversorgungsbetrieben bzw. 
der WB Energieversorgung übertragenen Rechte, Pflichten 
und Aufgaben wahrzunehmen, ausgenommen die Festsetzung 
von Ordnungsstrafen.

(3) Die §§ 1 bis 8 und 10 bis 18 sind entsprechend anzuwen­
den.

§21
Installationsmaterialien

(1) Der berechtigte Hersteller darf nur solche Installations­
materialien beziehen und verwenden, die den Bedingungen 
seiner Berechtigung entsprechen.

(2) Leiter und Inhaber von Einzelhandelsgeschäften und 
Installationsbetrieben sind dafür verantwortlich, daß
— Installationsmaterialien, soweit sie nicht in der Anlage 

aufgeführt sind, nur gegen Vorlage des Berechtigungsaus­
weises (§ 3 Abs. 3),

— elektrotechnische Haushaltgeräte mit Anschlußwerten 
> 1 kW, die keinen ortsveränderlichen Anschluß haben, 
nur bei Vorlage einer Genehmigung des Energieversor­
gungsbetriebes

verkauft werden. An Bürger, die keinen Berechtigungsaus­
weis vorlegen, dürfen Schutzkontaktmaterialien verkauft wer­
den, wenn im Personalausweis ein Beruf eingetragen ist, der 
die fachgerechte Verwendung der Materialien gewährleistet.

(3) Der Abs. 2 gilt entsprechend für Großhandelsorgane und 
Produktionsbetriebe, soweit sie Direktlieferungen durchfüh­
ren.

§22
Ordnungsstrafen

(1) Mit Verweis oder Ordnungsstrafe von 10 M bis 300 M 
kann belegt werden, wer vorsätzlich

a) Arbeiten an Energieanlagen ausführt, ohne hierzu be­
rechtigt zu sein; -

b) Arbeiten an Energieanlagen durch seinen Betrieb aus­
führen läßt, ohne deren Anleitung durch einen verant­
wortlichen Fachmann gemäß § 5 zu gewährleisten, ob­
wohl das vorgeschrieben ist;

c) seine Mitteilungspflicht gemäß § 11 verletzt;
d) die ihm auf Grund des § 21 obliegenden Verpflichtungen 

wiederholt verletzt.
(2) Ist eine der im Abs. 1 genannten Handlungen aus Vor­

teilsstreben oder ähnlichen, die gesellschaftlichen Interessen 
mißachtenden Beweggründen oder wiederholt innerhalb von 
2 Jahren begangen und mit Ordnungsstrafe geahndet wor­
den oder ist ein größerer Schaden verursacht worden oder 
hätte er verursacht werden können, so kann eine Ordnungs­
strafe bis zu 1 000 M ausgesprochen werden.

(3) Die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens obliegt 
dem Direktor des Energieversorgungsbetriebes, in dessen Ver­
sorgungsgebiet der Zuwiderhandelnde seinen Sitz bzw. Wohn­
sitz hat.

(4) Für die Durchführung des Ordnungsstrafverfahrens und 
den Ausspruch von Ordnungsstrafmaßnahmen gilt das Gesetz 
vom 12. Januar 1968 zur Bekämpfung von Ordnungswidrig­
keiten - OWG - (GBl. I Nr. 3 S. 101).

§23
Begriffsbestimmungen

(1) Im Sinne dieser Anordnung ist
1. Wartung die in bestimmten Zeitabständen erforderliche 
' Arbeit zur Erhaltung der technischen Betriebssicherheit 

und der Betriebsfähigkeit einer Energieanlage;


